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Satzung der Feldmarklnteressentschaft Königslutter am Elm

l. Allgemeines

$ I Name, Sitz, Verbandsbereich

(1) Die Feldmarkinteressentschaft Königslutter am Elm ist ein Realverband nach dem

Niedersächsischen Realverbandsgesetz vom 04.11.1969 (Nds. GVBI. S. 187) in der jeweils

gültigen Fassung (Nds. RealVG).

Sein Name ist Feldmarkinteressentschaft Königslutter am Elm.

Er hat seinen Sitz in der Stadt Königslutter.

(2) Der Verbandsbereich ($ 17 Abs. 4 Nds. Realverbandsgesetz) ist das Gebiet der Stadt

Königslutter.

$ 2 Verbandsvermögen, Verbandsverzeichnis

Die hauptsächlichen Gegenstände des Verbandsvermögens sind im Vermögensvezeichnis

(Anlage A) aufgeführt. Grundlage ist der Separationsrecess vom 10.1 1 ' 1 885.

Der Vorstand hat das Verzeichnis beiVeränderungen fortzuschreiben.

$ 3 Verbandsanteile, Mitgliederverzeichnis

(1) Ein Verbandsanteil steht dem jeweiligen Eigentümerinnen oder Eigentümer der

Grundstücke zu, die im Mitgliedervezeichnis (Anlage B) mit ihrer Größe aufgefühtt sind'

(Z) Wechselt ein Grundstück die Eigentümerin oder den Eigentümer, so hat bei einem

Wechsel durch Erbgang die Erbin oder der Erbe, bei einem Wechsel aufgrund Vertrages der

Veräußerer dem Vorstand die Anderung unter Vorlage der urkundlichen Belege anzuzeigen.

Der Vorstand hat das Mitgliederverzeichnis zu berichtigen.

Jedes Mitglied hat dem Vorstand auch etwaige andere Anderungen zum

Mitgliederverzeichnis, z. B. Adressänderungen anzuzeigen.

(3) Zeigt ein Mitglied den Wechsel des Eigentums an einem Grundstück nach Abs. 1

nicht an, so bleibt es dem Verband gegenüber neben der Erwerberin oder dem Erwerber

berechtigt und verPfl ichtet.

ll. Der Vorstand

$ 4 Zusammensetzung, Bildung

(1) Der Vorstand des Realverbandes besteht aus der oder dem ersten Vorsitzenden und

der oder dem zweiten Vorsitzenden, dem Schriftführer sowie zwei weiteren lnteressenten'

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für sechs Jahre gewählt. Wiedenruahl ist -
auch mehrfach - zulässig. Scheidet ein Vorstandsmitglied voeeitig aus, so ist für den Rest

der Wahlzeit eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger zu wählen. Die oder der
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erste Vorsitzende wird beiVerhinderung durch die zweite Vorsitzende oder den zweiten

Vorsitzenden vertreten.

(2) Die Mitgliederversammlung kann Vorstandsmitglieder vorzeitig abberufen. Diese

können ihr Amt vorzeitig niedälegen. Steht ein Vorstandsmitglied unter Betreuung nach

g f asO BGB oder wird 'rTrr oder ihm durch Richterspruch die Fähigkeit entzlgen, öffentli-

öfru Rrt"r zu bekleiden, so scheidet es damit aus dem Vorstand aus, im Ubrigen endet

das Amt des einzelnen üorstandsmitgliedes erst, wenn dafür nach Ablauf der Wahlzeit

eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger gewählt ist.

$ 5 Wahl

(1) Die Mitglieder des vorstandes werden von der Mitgliederversammlung unter Leitung

des ältesten anwesenden und dazu bereiten Mitgliedes in getrennten Wahlgängen ge-

wählt. Gewählt ist diejenige oder derjenige, auf die oder den die meisten Stimmrechte

der Anwesenden und Vertretenen entfallen'

(2) lm Anschluss an die Wahl werden die Gewählten von der Wahlleiterin oder dem

Wahlleiter auf ihre Obliegenheiten verpflichtet. lhre Namen und Anschriften sind unver-

züglich nach der Wahl der Aufsichtsbehörde schriftlich anzuzeigen'

S 6 Aufgaben

Der Vorstand führt die Geschäfte des Realverbandes. Er hat insbesondere folgende

Aufgaben:

1. die Beschlüsse der Mitgliederversammlung vorzubereiten und auszuführen,

2. über alle nicht der Entsäheidung der Mitgliäderversammlung vorbehaltenen Angele-

genheiten zu beschließen,
3. das Verbandsvermögen zu verwalten und für die lnstandhaltung der Wege und Ge-

wässer zu sorgen, die der Realverband zu unterhalten hat.

$ 7 Sitzungen des Vorstandes

(1) Die oder der erste Vorsitzende beruft den Vorstand schriftlich unterAngabe der Ta-

öesorOnrng mit einer Frist von mindestens zwei Tagen zur Sitzung ein, sooft die Ge-

ichaftslagJes erfordert. ln Eilfällen kann auch mündlich oder telefonisch und mit kürze-

rer Frist gäl"d"n werden. Auf Antrag eines anderen Vorstandsmitgliedes muss die oder

der erste Vorsitzende jedezeit und unverzüglich eine sitzung anberaumen'

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Vorstandsmitglieder anwesend sind; er

beschließt in offener Abstimmung mit Oer Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden

Stimmen.
Bei Stimmengleichheit ist der Beschluss abgelehnt'

(3) Die Beschlüsse des Vorstandes hat die Schriftführerin oder der Schriftführer in einer

Niederschrift unter Angabe von Ort, Datum und Teilnehmerinnen und Teilnehmern fest-

zuhalten. Die Nieder.önrit ist von allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Vor-

standssitzung zu unterschreiben'
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$ I Verptliehtende Erklärungen

Rechtsgeschäftliche Erklärungen, durch die der Realverband verpflichtet werden soll,

sind von 2 Mitgliedern des Vorstands gemeinsam in der Weise abzugeben, dass die

Zeichnenden ihren Namen als Unterschrift unter den des Realverbandes setzen.

lll. Die Mitgliederversammlung

S 9 Aufgaben

Die Mitgliederversammlung beschließt über folgende nach $ 22 Abs. 'l Nds. RealVG ih-

rer Beschlussfassung vorbehaltene Angelegenheiten :

1. die Satzung und Anderung der Satzung (S 17 Nds. RealvG),

2. die Wahl, Abberufung und Entlastung des Vorstandes ($ 19 Nds. RealVG),

3. eine pauschalierte Aufwandsentschädigung für den Vorstand (S 20 Abs. 1 SaV2
Nds. RealVG),

4. den Verzicht auf Ansprüche oder die Stundung von Ansprüchen gegen Vorstands-

mitglieder ($ 20 Abs.2 Satz 3 Nds. RealVG),

S. den jährlichen Haushaltsplan des Verbandes, sofern seine Aufstellung in der Sat-

zung vorgeschrieben ist oder von der Aufsichtsbehörde verlangt wird ($ 31 Nds. Re-

alVG),

6. die Aufnahme von Darlehen und Verpflichtungsgeschäften, durch die der Realver-

band für mehr als drei Jahre zu Leistungen verpflichtet wird,

7. die Verfügung über Grundstücke und dingliche Rechte sowie die Verpflichtung zu

solchen Verfügungen,

8. die Verwendung der Überschüsse (S 26 Nds' RealVG),

9. Beiträge oder sonstige Leistungen der Mitglieder an den Verband (SS 29 und 30

Nds. RealVG),

10. die unentgeltliche Übertragung von Verbandsvermögen auf Mitglieder,

11. eine Vereinbarung über die Entlassung eines Mitglieds ($ 15 a Abs. 1 Nds. RealVG),

12. dieAufhebung und Umwandlung von Rezesspflichten sowie die Verwendung von

Ablösungsbeträgen (SS 37 und 38 Nds. RealVG),

13. einen Antrag an die Aufsichtsbehörde gemäß $ 43 Nds' RealVG),
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14. die Stellungnahme zu einer Auflösung oder einer Umgestaltung des Verbandes
durch die Aufsichtsbehörde (SS 40 und 42 Nds' RealVG),

15. die Stellungnahme zu einer Umgliederung ($ 42a Nds. RealVG),

16. eine Vereinbarung über die Übernahme der Aufgaben des Verbandes durch die

Gemeinde ($ 44 Nds. RealVG),

17. die Stellungnahme zu einer Übertragung der Aufgaben des Verbandes auf einen
Wasser- und Bodenverband ($ a5 Nds. RealVG),

18. Anträge auf Erweiterung des Gebiets eines Unterhaltungs- oder Bewirtschaftungs-
verbandes (S 48 f Abs. 1 Satz 1; S 489 Abs. 1 Satz 1 Nds' RealVG)

und außerdem über folgende Angelegenheiten:

1g. die Wahl, Abberufung und Entlastung der Rechnungsführerin oder des Rechnungs-

führers sowie über eine Vergütung,

20. die Wahl der Abschlussprüferinnen und der Abschlussprüfer

21. die Führung von Prozessen und den Abschluss von Vergleichen.

$ 10 Einberufung der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung ist durch die erste Vorsitzende oder den ersten Vorsitzenden

einzuberufen und zu leiten.
Unterbleibt die Einberufung der jährlichen oder trotz Vorliegen eines wichtigen Grundes

die Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung, so kann jedes Mitglied

verlangen, dass die Aufsichtsbehörde die Mitgliederversammlung einberuft.

$'11 Teilnahme an der Mitgliederversammlung

(1) ZurTeilnahme an der Mitgliederversammlung sind die Mitglieder oder ihre gesetzli-

chen Vertreterinnen oder Vertreter berechtigt. Die Berechtigten können sich durch Be-

vollmächtigte vertreten lassen. Die Vollmacht bedarf der Schriftform. Der Ehegatte, der
Lebenspartner und jeder volljähdge Abkömmling eines Mitgliedes gelten als bevollmäch-

tigt, solange das Mitglied dem Realverband gegenüber keine gegenteilige schriftliche
Erklärung abgegeben hat.

(2) Hat ein Mitglied mehr als zwei Fünftel aller Stimmrechte, so ruht der über zwei Fünftel

hinausgehende Stimmanteil bei der Abstimmung. lst ein Mitglied nach $ 23 Abs. 5 Nds.

RealVG von der Abstimmung ausgeschlossen, so treten die verbleibenden Stimmrechte

an die Stelle aller Stimmrechte.

(3) Steht ein Verhandsanteil einer Erbengemeinschaft oder einer anderen Personen-

mehrheit zu, so ist die Stimmabgabe für diesen Verbandsanteil ungültig, wenn die lnha-
berinnen oder lnhaber des Anteils nicht einheitlich abstimmen. Diejenigen, die abwesend

sind, müssen die Abstimmung der anwesenden Mitinhaberinnen oder Mitinhaber des
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Verbandsanteils auch dann gegen sich gelten lassen, wenn sie ihr nicht zugestimmt ha-

ben.

$ 12 Ladung und Beschlussfähigkeit

(1) Die Mitglieder sind zur Mitgliederversammlung mit einer Frist von mindestens einer

Wocne unier Angabe der Tagesordnung zu laden. Mitglieder oder Vertreterinnen und

Vertreter von Miigliedern, die dem Realverband ihre Anschrift nicht angezeigt haben,

brauchen nicht gÄladen zu werden. Zur Mitgliederversammlung kann durch Bekanntma-

chung geladen üerden. Die Bekanntmaqhung wirkt auch gegenüber Mitgliedern und Ver-

treterlnnen und Vertretern von Mitgliedern, die nicht im Verbandsbereich wohnen.

(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie nach Abs. 1 ordnungsgemäß

einberufen ist und mindestens drei Mitglieder oder Vertreterinnen und Vertreter von Mit-

gliedern persönlich erschienen sind.

$ f 3 Beschlussfassung

(1) Ein Beschluss der Mitgliederversammlung kommt zustande, wenn die Mitglieder, die

iui'O"n Beschluss gestimmt haben, mehr Stimmrechte besitzen als die, die gegen ihn

gestimmt haben (einfache Mehrheit).

(2) über die in g 9 Nrn. 1, 4, 10 bis 1B genannten Angelegenheiten darf nur abgestimmt

werden, wenn nlitgtieOer mit mindestens zwei Dritteln aller Stimmrechte anwesend oder

vertreten sind.
lst dies der Fall, so kommt der Beschluss zustande, wenn Mitglieder mit mehr als der

Hälfte aller Stimmrechte dafür gestimmt haben. Sind weniger als zwei Drittel aller Stimm-

rechte vertreten, so ist eine neüe Mitgliederversammlung einzuberufen. ln dieser kann

ohne Rücksicht auf den Umfang der vertretenen Stimmrechte abgestimmt werden; für

die Beschlussfassung genügt die einfache Mehrheit. Hierauf ist in der Ladung hinzuwei-

sen. Zwischen der erltän und der zweiten Versammlung muss eine Frist von mindestens

drei Tagen liegen. Die Ladung zur zweiten Versammlung kann mit der zur ersten ver-

bunden werden. lm Übrigen gilt $ 12 Abs. 1 auch für die zweite Ladung.

(3) Bei Beschlüssen über die Abberufung und Entlastung des Vorstandes nach S 9 Nr. 2

iowie bei Beschlüssen nach S 9 Nr. 3 und 4 dürfen die betroffenen Vorstandsmitglieder

nicht abstimmen. Bei Beschlussen nach S 9 Nr. 7, 10 und 11 darf das am Vertrags-

schluss beteiligte Mitglied nicht abstimmen. Der vom Abstimmungsverbot Betroffene darf

sich weder vertreten lassen noch als Vertreter abstimmen.

$ 14 Niederschrift

(1) Die Schriftführerin oder der Schriftführer hat über die Sitzung unverzüglich eine Nie-

üerschrift anzufertigen. Sie ist von der Leiterin oder dem Leiter der Versammlung und

der Schriftführerin öder dem Schriftführer zu unterschreiben. Jedes Mitglied kann Ein-

sicht in die Niederschrift verlangen.
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(2) Aus der Niederschrift muss zu ersehen sein:
. die ordnungsgemäße Ladung,
. Ort und Zeit der Versammlung,
. die Teilnehmerinnen und Teilnehmer und der Umfang ihrer Stimmrechte (im Falle

der Vertretung sind auch die Vertreterinnen und Vertreter mit aufzuführen),

. die Anträge,

. Beschlüsse,

. Wahlen,

. Abstimmungs- und Wahlergebnisse
sowie Bekanntmachungen des Vorstandes'

lV. Wirtschaftsführung

$ 15 Rechnungsführung

(1) Die Rechnungsführerin oder der Rechnungsführer des Realverbandes wird wie die

üorstandsmit$ieäer gewählt. Sie oder er hat auf Verlangen des Vorstandes an den Vor-

standssitzungen teilzunehmen. Der Vorstand kann ihr oder ihm eine Dienstanweisung

geben. überlhre oder seine Vergütung beschließt die Mitgliederversammlung.

(2) Die Rechnungsführerin oder der Rechnungsführer zieht die Einnahmen des Verban-

äes sowie die Beitrage und Umlagen von den Mitgliedern ein. Sie oder er darf Zahlungen

nur auf schriftliche Aiweisung dei oder des ersten Vorsitzenden oder der oder des zwei-

ten Vorsitzenden leisten.

$ 16 Jahresrechnung

(1) Der Vorstand hat unter Mitwirkung der Rechnungsführerin oder des Rechnungsfüh-

iers jeweils innerhalb von drei Monatbn nach Ablauf des Kalenderjahres die Jahresrech-

nrng d"s Realverbandes aufzustellen. Die Mitgliederversammlung wähl! für deren Prü-

fun{zwei Abschlussprüferinnen oder Abschlussprüfer; sie kann die Prüfung auch einer

andlren geeigneten Prüfstelle übertragen. Die Abschlussprüferinnen oder Abschlussprü-

fer werden wie die Vorstandsmitglieder gewählt.

(2) Der Vorstand hat die Jahresabrechnung und das PrrJfungsergebnis mit den notwen-

üi!"n Unterlagen unverztiglich der Aufsichtsbehörde vorzulegen, sofern diese den Real-

verband nicht von der Vorlage befreit hal Eine Ausfertigung der Jahresabrechnung und

des Prüfungsergebnisses sind außerdem zwei Wochen hindurch zur Einsicht der Mit-

glieder auslulelen. ln der nächsten Mitgliederversammlung hat der Vorstand einen Be-

Ichluss gber diö Entlastung der Vorstandsmitglieder und der Rechnungsführerin oder

des Rechnungsführers herbeizuführen. Hat die Aufsichtsbehörde die Jahresabrechnung

beanstandet, io darf die Mitgliederversammlung Entlastung nicht erteilen, ehe die Auf-

sichtsbehörde bestätigt, dass die Beanstandungen ausgeräumt sind.
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V. Aufsieht

$ 17 Aufsichtsbehörde

Der Realverband untersteht der Aufsicht des Landkreises Helmstedt nach näherer Maß-

ü"n* 0"1. SS 32 bis 36 Nds. RealVG. Die Satzung und Anderungen der Satzung bedürfen

der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

Vl. $chlussbestimmungen

$ 18 Bekanntmaehung der $atzung

Diese Satzung sowie Anderungen dieser Satzung sind den Mitgliedern mit der Genehmi-

f ungsverfUguig Oer Aufsichtsbehörde durch Abdruck im Amtsblatt für den Landkreis

Helmstedt bekanntzumachen.

$ 19 Andere Bekanntmaehungen

Für Bekanntmachungen des R.ealverbandes gelten die Bestimmungen über Bekannt-

machungen der Stadt Königslutter am Elm entsprechend'

$ 20 lnkrafttreten

Diese Satzung wurde von der Mitgliederversammlun g am ,2Ü. Ü? " jcibeschlossen.

Sie tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft'

Gleichzeitig trilt die Satzung der Feldmarkinteressentschaft Königslutter am Elm vom

29.A4.2001außer Kraft.

3q"lla."laf lö*lers
(2. Vorsitzender)
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Vorstehende Neufassung der Satzung des Realverbandes
Feldmarkinteressentschaft Königslutter am Elm wurde am 11. März 2019
von mir genehmigt.

Landkreis Helmstedt
Der Landrat
lm Auftrage

gez. Motzko (L S )

(Motzko)

ABl.-Nr. 11 vom 13.03.2019
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Haushaltssatzung der Gemeinde Söllingen für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des $ 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der
Rat der Gemeinde Söllingen in der Sitzung am 11.12.2018 folgende
Haushaltssatzung beschlossen:

s1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird

f . im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf
1.2 der ordentlichen Auflruendungen auf

Saldo

1.3 der außerordentlichen Erträge
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit

Saldo

2.3 der Einzahlungen für lnvestitionstätigkeit
2.4 der Auszahlungen für lnvestitionstätigkeit

Saldo

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit

Saldo

festgesetzt.

1 389 100 €
1.912.300 €
(523.200 €)

0€
0€

1 357 600 €
1.784.300 €
(426.700 €)

144.500 €
743.000 €

(5e8.500 €)

598.500 €
122.500 €

(476 000 €)

s2

Der GesamtbetraE der vorgesehenen Kreditaufnahmen für lnvestitionen und
lnvestitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 598.500 €
festgesetzt.

Bekanntmachung der35.
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s3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

s4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskredite zut
rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen,
wird auf 3.945.460 € festgesetzt.

s5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsj ahr 2019
wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)
1.2für die Grundstücke (Grundsteuer B)

2. Gewerbesteuer

410 v, H.
410 v. H.

380 v. H.

s6

1. Als unerheblich im Sinne des $ 117 (1)NKomVG sind über- und außerplanmäßige
Aufiruendungen bzw. Auszahlungen anzusehen, wenn sie im Haushaltsjahr
5.000,00 € pro Buchungsstelle nicht überschreiten.

2. Erheblich im Sinne des $ 115 (2)NKomVG sind Beträge, die 5 %o der Gesamtauf-
wendungen des Ergebnishaushaltes übersteigen.

Söllingen, den 1 1.12.2018

Die Bürgermeisterin

S""j".;|1J-ra"g>
(Spindler)

ftr* ? '^o{'&J

..t

-- 
na

i':
1.,'r * 

^it.sgez. Spindler (L.S.)
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eemeinae"Stl+Hngetr-

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit öffentlich
bekanntgemacht.

Die nach S 120 Abs. 2 und $ 122 Abs.2 NKomVG erforderliche
Genehmigung ist durch den Landkreis Helmstedt am 0''f . üS {i}f:Junter dem
Aktenzeic6sn i),)",/r= t)ü / ü/-T erteilt worden.

Der Haushaltsplan liegt nach S 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom

zur Einsichtnahme in Zimmer 7 der Samtgemeindevenrualtung in Jexheim,
Helmstedter Str. 17, öffentlich aus.

Söllingen, den Ü'7.J"1 iC f 5 ,r'\ f ,l ayt uf 'v d&J

gez. Spindler
Bürgermeisterin

(L.S.)
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Haushattssatzung der Gemeinde Querenhorst für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des g 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzös hat der Rat der

Gemeinde Querenhorst in der Sitzung am 13.12.2018 folgende Haushaltssatzung beschlos-

sen:

s1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf

1.3 der außerordentlichen Erträge auf

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf

2.2 der Auszahlungen aus laufender Veruvaltungstätigkeit auf

2.3 der Einzahlungen für lnvestitionstätigkeit auf

2.4 der Auszahlungen für lnvestitionstätigkeit auf

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf

festgesetzt.

560.400 €
753.600 €

0€
0€

545.100 €
711.000 €

180.000 €
296.900 €

1 16.900 €
46.500 €

s2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für lnvestitionen und lnvestitionsför-

derungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 1 I 6.900 € festgesetzt.

s3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

Bekanntmachung der36.
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s4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen

Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.700'000 €

festgesetzt.

s5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2019 wie
folgt festgesetzt.

1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)

2. Gewerbesteuer

Querenhorst, den 13.12.2018

#d" l*

420 v.

420 v.

400 v.

H.

H.

H.

o", o:tlindedirektor

,.,tr//'r/ ,$'

{Mmr

ffiuunma*
h=-"ffitrffir

klsts *t'r";T$
gez. Schulz
(Schulz)

(L.S.)
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Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit öffentlich

bekannt gemacht.

Die nach S 114 NKomVG, S 120 Abs. 2 NKomVG und $ 122 Abs.2 NKomVG

erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Helmstedt am üJ''Ol" 1ofi
unter dem Aktenzeichen 20-15-00 erteilt worden.

/o /1,

Der Haushaltsplan liegt nach S 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG

vom / / ",lS - 10) /3 bis ,l I 'J s lJ'{:i

und vom /f 'JJ . ("0'/3 bis J t 'c g 4"Üü

zur Einsichtnahme in der Samtgemeindevenryaltung Grasleben, Bahnhofstraße 4,

38368 Grasleben, Zimmer O.05, öffentlich aus.

Grasleben, den 0S '0 3. Lü / j

gez. Schulz

(Gemeindedirektor)

ABl.-Nr. 11 vom 13.03.2019
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4rüou- Y,-"Jr"^\
Haushaltssatzung der Gemeinde

im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

der ordentlichen Erträge auf

der ordentlichen Aufwendungen auf

Saldo

c{eJ

Mariental für das Haushaltsjahr 2019

1.181 400€
1.701.000 €
(-51e.600 €)

0€
0€

1.178.500 €

1.659.900 €

(-481.400 €)

167,300 €

212.600 €
(-45.300 €)

45.300 €

40.400 €
(4.e00 €)

Aufgrund des $ 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der

Gemeinde Mariental in der Sitzung am 13. 12.2018 folgende Haushaltssatzüng beschlossen:

s{

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird

1.

1.1

1.2

1.3 der außerordentlichen Erträge auf

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf

2. im Finanzhaushalt

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf

2.2 der Auszahlungen aus laufender Venvaltungstätigkeit auf

Saldo

2.3 der Einzahlungen für lnvestitionstätigkeit auf

2.4 der Auszahlungen für lnvestitionstätigkeit auf

Saldo

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf

2.6 derAuszahlungenfürFinanzierungstätigkeit'auf
Saldo

festgesetzt

s2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für lnvestitionen und lnvestitionsför-

derungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 45.300 € festgesetzt.

Bekanntmachung der37.

- 118 -



s3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

s4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen
Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 2.500.000 €
festgesetzt

s5

Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsja hr 2019 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)

2. Gewerbesteuer

420 v. H.

420 v. H.

400 v. H.

Mariental, den 1 3.12.2018

Stv. Gemeindedirektorin

u{)

lffi*d, Y' t'tal'u'L
(Hakverdi)

ffi#Y

{
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-- Bekanntmae'hung-der-Fla+I€ha ltssatzttng"

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2o19 wird hiermit öffentlich

bekannt gemacht.

Die nach s 114 NKomVG, S 120 Abs. 2 NKomVG und $ 122 Abs.2 NKomVG

erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Helmstedt am [l'l CS 1'0fg

unter dem Aktenzeichen 20-15-00 erteilt worden'

/ t)'l't'
, Der Haushaltsplan liegt nach $ 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG

vom lf cs 1"tt5 6it '{i"at {u|!t

und vom ,#/ Lt! {UJ- ois t'.U 0 1, t-t't.J

zur Einsichtnahme in der Samtgemeindeverwaltung Grasleben, Bahnhofstraße 4,

38368 Grasleben , Zimmer O.05, öffentlich aus'

Grasleben, den t) r^.c 3 lO.J

gez. Rietz

(Gemeindedirektor)

ABl.-Nr. 11 vom 13.03.2019
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Haushaltssatzung der Gemeinde Velpke für das Haushaltsjahr 2019

Auf Grund des $ 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat
der Gemeinde Velpke in der Sitzung am i3.12.2018 folgende Haushaltssatzung beschlos-
sen:

s1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf

1.3 der außerordentlichen Erträge auf
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit

2.3 der Einzahlungen aus lnvestitionstätigkeit
2.4 der Auszahlungen aus lnvestitionstätigkeit

2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit
2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit

festgesetzt.

s2

Kredite für I nvestitionen und I nvestitionsförderungsmaßnah men werden

s3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

Liquiditätskredite werden n icht beansprucht.

5.248.600,00 Euro
5.1 13.200,00 Euro

0,00 Euro
0,00 Euro

5.000.700,00 Euro
4.6'15.900,00 Euro

4.014.800,00 Euro
500.100,00 Euro

0,00 Euro
0,00 Euro

nicht veranschlagt.

s4

Bekanntmachung der38.
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s5

Die Steuersätze für die Realsteuern sind durch eine besondere Hebesatzsatzung für das
Haushaltsjahr 2019 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschattiicnen Betriebe (Grundsteuer A) 440 v.H.

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 490 v.H.

2. Gewerbesteuer 390 v.H'

Velpke, 13.12.2018

_ä -&_ (z')
gez. Fricke (L.S.)
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Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

f ,' ,,,t- W*,,f **Ä / \{ "*"'A 
& 

"/'ü "'{'*'d d

Der Haushaltsplan liegt nach S 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG

uo^{f.üJ.bis /J 'Js (ü /"3

und vom ,4f,Ül 61" tt,Ü3. ti)'{'3

in Velpke, Grafhorster Str. 6, Zimmer 04 während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme öffent-
lich aus.

Velpke, den üT" ;l3 i1"45

rektor

1u 
r :i-* *#ugez. Fricke

ABl.-Nr. 11 vom 13.03.2019

- 122 -



Friedhofsgebührenordnung der Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Stephan am CrolSen Bruch ;l "*.|
t'l I

F r i e dh of s geb ühr e n o r dn u n g

für die Friedhöfe der Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Stephan am Großen Bruch

Der Kirchenvorstand hat in seiner Sitzung vom 04. April zot8 die nachstehende Friedhofsgebührenordnung ge-

mäß ! 3o Abs. t der Friedhofsordnung vom o4. April zot8 beschlossen:

! t: Gegenstand der Cebühren

Für die Benutzung der Friedhöfe und seiner Einrichtungen sowie für besondere Leistungen der Kirchengemeinde
werden Cebühren nach dieser Friedhofsgebührenordnung erhoben. Cräber im Sinne dieser Friedhofsgebühren-
ordnung sind Erdgräber, als einstellige (Reihengräber) und als mehrstellige Cräber (Wahlgräber); Urnenstellen
sind einstellige (Reihenstellen) oder mehrstellige (Wahlstellen). Wahlgräber setzen sich in der Regel aus zwei Stel-
len zusammen (je eine Stelle für jede Belegung bzw. künftige Belegung).

I z: Cebührenschuldner

(t) zur Zahlung der Cebühren sind der Antragsteller und diejenigen verpflichtet, in deren Auftrag oder lnteresse
der Friedhof und seine Bestattungseinrichtungen benutzt oder besondere Leistungen in Anspruch genommen
werden.

(z) Mehrere Gebührenschuldner haften als Cesamtschuldner.

(3) lm Fall des ! 4 Abs. z können Cebühren für die Unterhaltung der Crabstellen bis zum Ablauf der Ruhefrist vor-
gesehen werden.

I r: Fälliskeit der Gebühren

(t) Die Cebühren werden mit der Bekanntgabe an den Gebührenschuldner fällig.

(z) Oie Kirchengemeinde kann - außer in Notfällen - die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen unter-
sagen sowie Leistungen verweigern, solange die hierfür vorgesehene Cebühr nicht entrichtet und auch keine ent-
sprechende Sicherheit geleistet worden ist.

(3) Rückständige Friedhofsgebühren unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren durch die nach

staatlichem und kommunalem Recht zuständige Stelle.

[ 4: Stundung, Erlass und Rückzahlung von Cebühren

(r) Cebühren können im Einzelfall aus Billigkeitsgründen wegen persönlicher oder sachlicher Härten gestundet so-

wie ganz oder teilweise erlassen werden.

(z) wirO auf eine Crabstelle oder Urnenstelle vor Ablauf des Nutzungsrechts verzichtet (2. B. wegen Umbettung,
Verzicht auf Belegung weiterer erworbener Crabstellen), so werden die bei der Überlassung des Nutzungsrechts
gezahlten Cebühren nicht, auch nicht teilweise, zurückgezahlt.

[1/5]

39. Bekanntmachung der 
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Friedhofsgebührenordnung der Ev. luth. Kirchengemeinde St. Stephan am 6roßen Bruch

I s: Cebühren

l. Grabgebühren

r. für Reihengräber (Einzelgrabstellen) und Reihenurnenstellen

a) je Reihengrabstelle
b) je Reihengrabstelle für ein Kind bis zu 6 Jahren
c) je Reihenurnenstelle am Holzkreuz/Obelisken

Werden nebeneinanderliegende Reihengrabstellen gemeinsam genutzt, so gel-

ten für sie die Crabgebühren für Wahlgrabstellen. Entsprechendes gilt für Rei-

henurnenstellen.

z. für Wahlqräber (Doppel- oder Familienstellen)

a) je Wahlgrabstelle des Wahlgrabes
b) Zuschlag je Wahlgrab- oder Wahlurnenstelle in bevorzugter Lage

c) je Wahlurnenstelle

Die Cebühr ist bei Erwerb des Nutzungsrechts auch für nicht belegte, aber noch zu bele-
gende Grabstellen zu zahlen. Bei späteren Beerdigungen muss das Nutzungsrecht für
alle anderen belegten und unbelegten Grabstellen bis zum Ablauf der Ruhefrist
für den zuletzt Beerdigten nach Nr. 6 gebührenpflichtig verlängert werden.

?. für Rasenerdgrabstellen (soweit die Friedhofsordnung diese zulässt)

für die Anbringung einer Namenstafel oder eines Gedenksteines auf der Grabstelle werden
die tatsächlich anfallenden Kosten einschl. Mehrwertsteuer erhoben,

4. für Urnenrasenstellen (soweit die Friedhofsordnung diese zulässt)
je Grabstelle

s. für die Verleihung des Rechts zur Beistellunq einer Urne in eine schon belegte
Crab- oder Urnenstelle

bei Reihengräbern und Reihenurnenstellen
(nur in Ausnahmefällen bis zu 1o Jahren zulässig)

bei sonstigen Verlängerungen oder Wiedererwerb des Rechtes an

einer Crab- oder Urnenstelle

Die Cebühr wird jeweils auf einen vollen EURO aufgerundet.

€ 3OO,OO

€ 20O,OO

€ 3OO,OO

€ 3OO,OO

€ o,oo
€4OO,OO

€ 80o,oo

€ 4OO,OO

€ 25O,OO

(Die Ruhefrist der belegten Stelle oder beider Doppelstellen muss zugleich nach Nr. 6 ,
Buchst. c) bis zum Ablauf der Ruhefrist für die Urne gebührenpflichtig verlängert wer-
den.)

6. für die Verlängerung oder den Wiedererwerb des Rechtes an Crabstätten
ie Crabstelle und Jahr (zahlbar im Voraus in einer Summe für den Zeitraum der Verlängerung.)

a) anlässlich der Belegung der z. Stelle eines Wahlgrabes oder einer Wahlurnenstelle tlzo d. Cebühr
nach Nr. z

b)

c)

t/zo d. Cebühr
nach Nr. t

r/zo d. Gebühr

nach Nr. 4 bis 5

12t5l
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Friedhofsgebührenordnung der Ev.-luth, Kirchengemeinde 5t. Stephon dm 6roßen Bruch

ll, B eer di{ungsgebühr en

r. für Ausheben. ZuwerJen und Anhügeln eines Grabes iedoch ohne Bedecken mit Grastorf oder BepflanzunA

a) Erdgrab € o

b) Urnengrab und Erdgrab für ein Kind bis zu 6 Jahren € o

c) Betrag bei: außergewöhnlich schwierigen Bodenverhältnissen

(Gestein, tiefgehender Frost, Morast, Tiefenbegräbnis) € o

Ziffer t. Buchstaben a) bis c) betreffen grundsätzlich Fremdarbeiten.

z. für Benutzunq der Einrichtungen des Friedhofs einschl. Friedhofskapelle € loo,oo

für Benutzung der Einrichtungen des Friedhofs einschliesslich Kirche € 2oo,oo

Gebühren für eine Aufbahrung werden im Einzelfall festgesetzt.

l1l. V erw altun4s4eb ühr en

r. Allqemeine Verwaltungsgebühr aus Anlass einer Bestattung € 5o,oo

z. für Cenehmigung von 6rabmalen und sonstigen baulichen AnlaEen (zahlbar bei Genehmigung)

a) Gestattung der Aufstellung eines liegenden Kissensteins / Kopfsteins
bis zu einer Höhe von o,15 m oder einer Grabplatte € 25,oo

b) Cestattung der Errichtung eines Grabmals mit einer
Höhe von mehr als or15 m € 1oo,oo

c) Anbringung einer Namenstafel am HolzkreuzlObelisken oder dergleichen den entstandenen
Kosten entsprechend

l. f ür sonstige Verwaltunqsleistungen

a) Berechtigungskarte zur Durchführung gewerblicher Arbeiten € o,oo
(beiVerstößen gegen die Friedhofsordnung wird die Berechtigungskarte nach

erfolgloser Abmah n ung entzogen)

b) Genehmigung der Beerdigung eines Ortsfremden € o,oo
(entfällt bei Anrecht auf Beerdigung im Wahlgrab)

lY. SonstieeGebühren

r. für iährliche Überprüfunq der Sicherheit von stehenden Grabmalen und sonstigen stehenden baulichen AnlaEen

a) für die Dauer der Ruhefrist € 2oo,oo

b) bei Verlängerung von Rechten an Crabstellen pro Jahr € 1o,oo

z. für Abfallbeseitieung ie Grabstelte

a) für die Dauer der Ruhefrist pro Grabstelle € 2oo,oo

b) bei Verlängerung von Rechten an Grabstellen pro Jahr € 1o,oo

[3/5]
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Friedhofsgebührenordnung det Ev.-luth. Kichengemeinde Sl. Stephan am Croßen Bruch

l. für das Abräumen von Crabmalen
Tatsächlich entstehende Kosten einschl. MWSI.,

Mindestbetrag

e. Unterhaltung von Grabstellen bei Einebnung vor Ablauf des
Nutzungsrechts pro Jahr

€ 15O,OO

€ 2O,OO

! 6: Sonder- und Nebenleistunqen

Leistungen, die in dieser Gebührenordnung nicht genannt slnd, werden nur auf besondere Vereinbarung erbracht,
wobei das zu entrichtende Entgelt der Höhe des tatsächlichen Aufwandes einschließlich Mehrwertsteuer ent-
spricht.

{ z: ln-Kraft-Treten

(t) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen Genehmigung durch das Landeskirchen-
amt und Anhörung der politischen Gemeinde am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

(z) Mit ln-Kraft-Treten dieser Friedhofsgebührenordnung treten alle bisherigen Friedhofsgebührenordnungen au-
ßer Kraft.

watenstedt , a"n ..?2:,.9.41Sk ,",u

Ev a n geli s ch - I uth e r i s ch e Kir ch engemein d e

5t. Stephan am Gro$en Bruch

- Der Kirchenvorstand -

(siegel)

Es wird bestätigt, dass die vorstehende Friedhofsgebührenordnung der Samtgemeinde Heeseberg gemäf3 $ 4 des

Braunschweigischen Ctesetzes über das Friedhols.undßestaltunqsw€servom 4J1.1927 zwecks Anhörungvorgelegen
hat. lnil t6najsah y';,-t(4 6tc1' '/'r/, d '"nval.ue 1ec&*z/rtz vc//trr(ve,nv*cc/",,/ -2 /
J erxheim, d"r .... P. !i..4*..d..

dA*--uurl
5amtgemeindebürgermeister

Es wird bestätigt, dass die vorstehende Friedhofsgebührenordnung der Samtgemeinde-S'el
des Braunschweigischen Cesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesens vom 23. 11.1927 zwecks
Anhörung vorgelegen hat.

Sch öppenste dt, den ... .q.. 3r.. !.9.t :...t.-0.!.9

Samtgemeindebürgermeister / in

[4/5]

gez. Bollmeier
(L.S.)

gez. Hartmann (L.S.)

gez. Männich gez. Jabs
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Friedhofsgebührenordnung der Ev.-luth. Kirchengemeinde St. stephan am GrolSen Bruch

Die vorstehende Friedhof sgebührenordnung wird hiermit gemäfi $ 5j Abs. z der Kirchengemeindeordnung aufsichtlich

genehmigt.

? $ f;n;. ä$lü
Wolfenbüttel, den ...........

Ev angelisch-lutherische Landeskir che in Br dunschw eig
Landeskirchenamt

tt^ //l/
ft'&uPY-''

[5/5]

ABl.-Nr. 11 vom 13.03.2019

gez. Howorka(L.S.)
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/b
(nach RS 615)

Friedhofsordnung

gemäß Muster-Neufassung vom 17. November zoog

für die kirchlichen Friedhöfe in

Barnstorf, Gevensleben, lngeleben und Watenstedt

der Ev.-luth. Kirchengemeinde 5t. Stephan am Großen Bruch,

beschlossen vom Kirchenvorstand gemäß ! 53 KCO am 04. April zot8.

lnhaltsübersicht

l. Ordnung auf dem Friedhof

! t Friedhofsgrundstücke

! z Bestimmung und Verwaltung der Friedhöfe

5 I Verhalten auf den Friedhöfen

5 + Öffnungszeiten, Zutritt
5 I Maßnahmen zum Schutz der Umwelt

5 6 Gewerbliche Arbeiten

ll. Bestattunqen

! Z Zeitpunkt der Beerdigung, Ausheben des Grabes

5 8 Urnenbeisetzung

! S Bestattung verstorbener Kirchenmitglieder der Landeskirche

! ro Bestattung Verstorbener ohne Kirchenmitgliedschaft in der Landeskirche

! tt Trauerfeiern

lll. Arten von Grabstellen

! tz Allgemeines

! t: Reihengräber

!t+ Rasengrabstellen(Friedhofshaine)

5 rS Wahlgräber

! t6 Urnenstellen

5 tZ Urnenbaumstellen

5 r8 Beisetzung von Urnen in belegte Grabstellen

lV. Rechte an Grabstellen

5 rg Erwerb und Übertragung der Nutzungsrechte

! zo Dauer der Rechte an Crabstellen, Ruhefrist

! zt Umbettung

40. Bekanntmachung der

- 128 -



V. Größe und Gestaltung der Grabstellen, Grabmale und sonstiqer baulicher Anlagen

! zz Cestaltungsvorschriften

5 z: Maße und Abstände der Cräber

5 z+ Pflege und gärtnerische Cestaltung der Crabstellen

! zS Ablauf der Nutzungsrechte, Abräumen und Einebnen der Cräber

! z6 Errichtung von Crabmalen und sonstigen baulichen Anlagen

\zl CrabfeldermitallgemeinenCestaltungsvorschriften

5 z8 Crabfelder mit zusätzlichen Gestaltungsvorschriften

! zg Unterhaltung der Grabmale, Haftung

Vl. Schlussbestimmungen

5:o Friedhofsgebühren

5:t Rechtsbehelf,HaftungderKirchengemeinde

!:z Alte Rechte, Kriegsgräber

!:: Schließung,Entwidmung

5 l+ Benachrichtigungen an Inhaber oder Inhaberinnen von Rechten an Crabstellen

!lS ln-Kraft-Treten,Anderungen,öffentlicheBekanntmachung

Grundsatz

Der kirchliche Friedhof ist eine Stätte, auf der die Gemeinde ihre Toten zur letzten
Ruhe bestattet. Er ist zugleich eine Stätte der Verkündigung des Ostersieges Jesu

Christi und der Hoffnung auf die Auferstehung und die Verheißung des ewigen Le'
bens. Er ist der Ort, an dem der Verstorbenen und des eigenen Todes gedacht wird.

Diese Bedeutung und diese Aufgaben des Friedhofes kommen nicht nur durch das ge-
sprochene Wort in der Friedhofskapelle und am Grabe, sondern auch durch die Gestal'
tung des Friedhofs, durch schlichte Grabmale und Bepflanzungen der Grabstellen zum
Ausdruck.

l. Ordnung auf dem Friedhof

I r : Friedhofsgrundstück

t. Der Friedhof in Barnstorf besteht zur Zeit aus

a) Flurstück Nr. 59 der Flur 3 in Cröße von 12;-1 m2, eingetragen im Crundbuchblatt
von Barnstorf Nr. t58 zu Cunsten der Cemeinde Uehrde ,

b) Flurstück Nr. 6o/z der FIur 3 in Cröße von t486 m', eingetragen im Crundbuchblatt
von Barnstorf Nr. t58 zu Cunsten der Cemeinde Uehrde, und

c) Flurstück Nr. 6t/+ der FIur 3 in Cröße von 58t m2, eingetragen im Crundbuchblatt von
Barnstorf Nr. t58 zu Cunsten der Cemeinde Uehrde.

z. Der Friedhof in G evens leben besteht zur Zeit aus

a) Flurstück Nr. ro8 teilweise der Flur t in Größe von 625 m' als Friedhofsfläche, sowie
Flurstück Nr. to8 teilweise der Flur t in Größe von 4.045 m'] als Vorrangfläche für eine evtl. Fried-

hofserweiterung, eingetragen im Crundbuchblatt34T von Cevensleben zu Cunsten der Kirchenge-
meinde Gevensleben,

12t17)
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b) Flurstück Nr. tto/4 teilweise der Flur t in Cröße von 2231 m'z als Friedhof, ebenfalls eingetragen im
Crundbuchblatt Cevensleben Nr. 347 zu Cunsten der Kirchengemeinde Cevensleben.

3. Der Friedh of in lngeleben besteht zur Zeit aus

a) Flurstück Nr. t6/93 der Flur z in Cröße von 206 m'], eingetragen im Crundbuch von lngeleben
Blatt z8z zu Cunsten der Cemeinde Söllingen,

b) Flurstück Nr. 94 der Flur z in Cröße von 3't27 m2, eingetragen im Crundbuch von lngeleben
Blatt Nr. 37o zu Cunsten der Kirchengemeinde lngeleben und

c) Flurstück Nr. 95 der FIur z in Cröße von 625 m), eingetragen im Grundbuch von Ingeleben Blatt Nr.

279 zu Cunsten der Cemeinde Söllingen.

4. Der Friedhof in Watenstedt besteht zurZeit aus

Flurstück Nr. rz6/4 der Flur t in Cröße von 46o8 m', eingetragen im Crundbuch von Watenstedt
Blatt Nr. t56 zu Gunsten der Kirchengemeinde Watenstedt (Friedhof einschl. Kirche).

g z: Bestimmung und Verwaltung des Friedhofs

(t) Der Friedhof dient der Bestattung

a) aller Personen, die im Zeitpunkt des Todes ihren Hauptwohnsitz in der in ! t Zeile t bezeichneten
Gemeinde oder Ortschaft haben,

b) von Tot- und Fehlgeburten, deren Eltern den Hauptwohnsitz in der in ! t Zeile t bezeichneten Ge-

meinde oder Ortschaft haben,

c) der aus Schwangerschaftsabbrüchen stammenden Leibesfrüchte (Ungeborene), falls die Eltern
ihren Hauptwohnsitz in der in ! t Zeile t bezeichneten Gemeinde oder Ortschaft haben,

d) derer, die ein Anrecht auf Bestattung in einer bestimmten Crabstelle (Wahlgrab) haben,

e) anderer Personen nur mit vorheriger schriftlicher Erlaubnis des Kirchenvorstandes; die Entschei-
dung über die Erlaubnis, auf die kein Rechtsanspruch besteht, ist endgültig.

(z) Die Verwaltung der Friedhöfe und die Beaufsichtigung des Beerdigungswesens obliegt dem Kirchenvor-
stand. Sie richtet sich nach dieser Friedhofsordnung, den kirchlichen Bestimmungen sowie den allgemeinen
staatlichen Vorschriften. Der Kirchenvorstand kann sich zur Wahrnehmung seiner Aufgaben Beauftragter
bedienen.

Q r: Verhalten auf dem Friedhof

(t) Es wird erwartet, dass Besuchende des Friedhofs sich der Würde des Ortes entsprechend ruhig verhal-
ten und Außerungen, die sich gegen den christlichen Clauben oder die evangelische Kirche richten, unterlas-
sen. Wer Anordnungen der mit der Aufsicht betrauten Personen nicht Folge leistet oder gegen diese Fried-

hofsordnung verstößt, kann vom Friedhof verwiesen und wegen Hausfriedensbruchs angezeigt werden.

(z) Auf dem Friedhof ist es insbesondere nicht erlaubt,

a) gegen Ordnungsbestimmungen dieser Friedhofsordnung (55 + - 6) zu verstoßen,

b) zu rauchen, zu spielen und zu lärmen,

c) Cräber, Crünanlagen und Wege zu beschädigen, zu verunreinigen oder Einfriedungen zu überstei-
g€n,
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d) zu betteln, Waren allerArt odergewerbliche Dienste anzubieten und Druckschriften zu verteilen,

e) abgängigen Crabschmuck außerhalb der hierfür vorgesehenen Plätze auf dem Friedhof abzulegen,

f) nicht vom Friedhof stammende Abfälle, Erdaushub, alte Grabsteine oder -einfassungen abzulegen,

g) während der Hauptgottesdienstzeiten oder in der Nähe von Bestattungsfeiern auf dem Friedhof zu

arbeiten,

h) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde und - soweit nicht gerade eine Beerdigung statt-
findet - an kurzer Leine geführte Hunde,

i) Friedhofsanlagen und Wege zu befahren, ausgenommen mit Sargwagen, Rollstühlen und Kinder-
wagen,

j) über Trauerfeiern und Beerdigungen Fotos, Film-, Video-, Fernseh-, Ton- oder handschriftliche Auf-
zeichnungen zur Veröffentlichung anzufertigen; der Respekt gegenüber den Trauernden und der
Schutz der Privatsphäre gebietet Zurückhaltung, Ausnahmen sind nur mit vorheriger Zustimmung
des Pfarrers oder des Redners zulässig.

k) Wasser zu anderen Zwecken als der Crabpflege zu entnehmen,

l) ln- und Aufschriften oder sonstige Darstellungen bei Crabschmuck und -anlagen zu verwenden, die

nicht mit dem christlichen Glauben vereinbar sind.

(3) Totengedenkfeiern sind grundsätzlich spätestens 14 Tage vorher beim Kirchenvorstand zur Cenehmi-
gung anzumelden.

(4) Der Kirchenvorstand kann auf Antrag Ausnahmen von Absatz 2 zulassen, soweit sie mit dem Friedhofs-
zweck und der Ordnung auf dem Friedhof vereinbar sind. Die Cenehmigung von Ausnahmen ist jederzeit

frei widerruflich. Auf ihre Erteilung besteht kein Rechtsanspruch.

! 4: Öffnunqszeiten, Zutritt

(r) DerFriedhof istwährenddesTagesfürdenBesuchgeöffnet.MitAnbruchderDunkelheitistderZutritt
auf den Friedhof nicht mehr zugelassen. Sofern der Kirchenvorstand am Eingang keine abweichende Öff-
nungszeiten bekannt gibt, ist ein Aufenthalt auf dem Friedhof in der Zeit von 18.oo bis 7.oo Uhr im Winter-
halbjahr und in der Zeit von zo.oo bis 6.oo Uhr im Sommerhalbjahr grundsätzlich nicht gestattet.

(z) Oer Kirchenvorstand kann das Betreten des Friedhofs oder einzelner Friedhofsteile aus besonde-
rem Anlass vorübergehend untersagen. Kinder unter tz Jahren dürfen den Friedhof nur unter der
Verantwortung Erwachsener betreten.

{ s: Maßnahmen zum Schutz der Umwelt

(r) Die Umweltverantwortung, die Cott den Menschen mit seiner Schöpfung aufgegeben hat, gebietet es

gerade auf dem Friedhof als einer Stätte des Lebens und derVerkündigung des Ostersieges Jesu Christi, das

Leben der Tiere und Pflanzen zu achten sowie von der Verwendung von Umweltgiften und nicht natürlich
abbaubaren Materialien abzusehen.

(z) Um dem Rechnung zu tragen, sind auf dem Friedhof auch das Entstehen nicht kompostierfähiger Abfäl-
le und die Verwendung von Torfprodukten zu vermeiden; bei der Crabbepflanzung sind heimische standort-
gerechte Pflanzen zu bevorzugen.
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(3) lnsbesondere ist es auf dem Friedhof nicht zulässig,

solche Kränze, Blumengestecke und sonstigen Crabschmuck zu verwenden, die nicht kompostier-
fähige Materialien (2. B. Kunststoffe, Seide, Draht) enthalten,

aus Kunststoff gefertigte Grablichter und Blumenschalen zu verwenden,

Schädlingsbekämpfungsmittel, Kunstdünger und Unkrautvernichtungsmittel zu verwenden,

nicht biologisch abbaubare chemische Mittel oder ätzende Mittel zur Crabsteinreinigung zu ver-
wenden; ist eine Reinigung mit saurem Reiniger bei Hartsteindenkmalen unabweisbar, ist sie nur
zugelassen, wenn sie von einem Fachbetrieb vorgenommen wird und dafür gesorgt wird, dass die
Lösungsmittel nicht auf den Boden gelangen können, sondern aufgefangen (zum Beispiel mit einer
Kunststoffplane) und ordnungsgemäß entsorgt werden,

e) Teerpappe oder Folien aus nicht vergehenden Materialien (2. B. als Unterlage für Crabkies) auszu-
legen,

0 frei lebende Tiere zu beeinträchtigen - richten Tiere auf dem Friedhof Schaden an, so regelt die
Friedhofsverwaltung auf Anzeige von Friedhofsbenutzern das weitere Vorgehen,

g) Abfälle außerhalb der für Abfälle vorgesehenen Behälter abzulegen oder gewerbliche Abfälle, Ab-
raum, Baumaterial sowie

h) nicht kompostierfähige Abfälle in Abfallbehältern für kompostierfähigen Abfall abzulegen und Ab-
fälle nicht sortieft gemäss den bereitgestellten Behältern abzulegen.

Der Kirchenvorstand kann bei Verstößen gegen Buchstaben a) - e) und g) - h) die Verantwortlichen zur
Übernahme der Kosten für die umweltschonende Entsorgung solcher Materialien heranziehen.

! 6: Gewerbliche Arbeiten

(r) Cewerbliche Arbeiten an Crabstellen dürfen nur von solchen Personen ausgeführt werden, die die erfor-
derliche Sachkunde besitzen und die Friedhofsordnung anerkennen. Die !! 3 und 4 sind zu beachten. Der
Kirchenvorstand kann Zeiten festlegen, zu denen gewerbliche Arbeiten nicht vorgenommen werden dür-
fen. Für die Beseitigung von Abfällen, die anlässlich oder im Zusammenhang mit gewerblichen Arbeiten ent-
stehen, sowie von Baumaterial und dergleichen sind die jeweiligen Cewerbetreibenden verantwortlich.

(z) Die für die Arbeiten benötigten Werkzeuge und Materialien dürfen grundsätzlich nicht länger als einen
Tag auf dem Friedhof und nur an Stellen gelagert werden, die der Kirchenvorstand zuweist. Bei Beendigung
oder Unterbrechung der Tagesarbeit sind Arbeits- und Lagerplätze wieder in den früheren Zustand zu brin-
gen.

(3) Gewerbetreibende dürfen auf dem Friedhof keinen Abraum oder Abfall ablagern - auch nicht an den für
Friedhofsabfälle bestimmten Stellen - und Ceräte nicht an den Wasserentnahmestellen des Friedhofs reini-
gen. Das Befahren des Friedhofs mit Kraftfahrzeugen ohne Ausnahmegenehmigung ist untersagt. Nach Ab-
schluss der Arbeiten ist der frühere Zustand des Friedhofs wieder herzustellen.

(4) Cewerbetreibende haften gegenüber der Kirchengemeinde für alle Schäden, die sie oder die von ihnen
Beauftragten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

(5) Die Ausschmückung der Friedhofskapelle und der Cräber für Trauerfeiern erfolgt durch den Kirchenvor-
stand oder seinen Weisungen entsprechend durch Angehörige des Verstorbenen oder der gewerbetreiben-
den Personen. Dem Kirchenvorstand obliegt dabei die Aufgabe, den Friedhof und seine Einrichtungen der
Bestimmung eines kirchlichen Friedhofs gemäss und dem Herkommen entsprechend in würdiger Weise zu

betreiben.

a)

b)

c)

d)
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ll. Bestattungen

5 7: Zeitpunkt der Beerdiqung, Ausheben des Crabes

(r) Die Bestattung ist möglichst bald nach Eintritt des Todes beim Kirchenvorstand anzumelden und darf
erst nach Ablauf von 48 Stunden seit dem Eintritt des Todes vorgenommen werden. Die Sterbeurkunde
bzw. die in ! 9 des Niedersächsischen Bestattungsgesetzes genannten Bescheinigungen sind vor der Beerdi-
gung dem Pfarramt einzureichen. Dies hat auch zu geschehen, wenn die Beerdigung ohne Mitwirkung des

Pfarramtes der Kirchengemeinde erfolgt. Bei Beerdigung in einem Wahlgrab und im Fall des ! t8 ist die Be-

rechtigung (insbesondere Familienangehörigkeit nach ! t5 Abs. z) nachzuweisen.

(z) Tag und Stunde der Beerdigung setzt in Absprache mit den Angehörigen das Pfarramt der Kirchenge-
meinde fest; für der Landeskirche nicht angehörende Verstorbene nach Übereinkunft mit einem Vertreter
oder einer Vertreterin der zuständigen Glaubensgemeinschaft, bei Bekenntnislosen nach Übereinkunft mit
dem Redner oder der Rednerin.

(3) nei Beerdigung im Metallsarg ist 5 23 Abs. z Satz 3 zu beachten.

(a) Die Cräber werden erst nach Zuweisung der Crabstelle und grundsätzlich auf Veranlassung der Fried-

hofsverwaltung ausgehoben. Sieht die Friedhofsgebührenordnung hierfür keine Cebühr vor, so haben die

Nutzungsberechtigten in Abstimmung mit der Friedhofsverwaltung auf eigene Kosten selbst für das Aushe-
ben und Verfüllen der Cräber zu sorgen (2. B. durch das Bestattungsunternehmen).

I 8: Urnenbeisetzung

Vor der Beisetzung einer Urne sind eine Ausfertigung der standesamtlichen Sterbeurkunde und eine Be-

scheinigung über die Einäscherung beizubringen.

! g: Bestattung verstorbener Kirchenmitglieder der Landeskirche

(t) Verstorbene, die der Evangelisch-lutherischen Landeskirche angehören, werden kirchlich beerdigt. Über
die Versagung eines kirchlichen Begräbnisses entscheidet das zuständige Pfarramt. Es kann dazu den Kir-

chenvorstand hören. Cegen die Versagung des kirchlichen Begräbnisses kann beim Propst oder der Pröps-
tin Einspruch erhoben werden. Wird ein kirchliches Begräbnis nicht gehalten, entfällt auch das Bestattungs-
geläut.

(z) t-ehnen die Angehörigen eines Verstorbenen, der der Landeskirche angehört, eine kirchliche Beer-

digung ab, wird die Beerdigung still vollzogen.

! to: Bestattung Verstorbener ohne Kirchenmitgliedschaft in der Landeskirche

(t) Verstorbene, die nicht der Landeskirche angehören, können unter Mitwirkung von Vertretern oder von
Vertreterinnen ihrer Claubensgemeinschaft bestattet werden.

(z) Bei Bestattungen dürfen Redner oder Rednerinnen nur nach vorheriger Zustimmung des Pfarramtes
sprechen. Diese wird nur unter der Voraussetzung erteilt, dass den christlichen Clauben herabsetzende
oder das christliche Empfinden verletzende oder verunglimpfende Außerungen oder politische Akklamatio-
nen unterlassen werden. Verstößt ein Redner oder eine Rednerin hiergegen, so wird er oder sie verwarnt.
Bei einem weiteren Verstoß wird er oder sie zu Beerdigungsfeiern auf dem Friedhof als Redner oder Redne-

rin nicht mehr zugelassen. Redner oder Rednerinnen, die durch ihr Verhalten zum Ausdruck bringen, dass

sie solche Außerungen abgeben werden, können von vornherein nicht zugelassen werden.
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(3) Entsprechendes gilt für das Singen am Crabe.

Q tt: Trauerfeiern

(t) Trauerfeiern finden grundsätzlich in der Friedhofskapelle statt.

(z) Das Pfarramt kann - jedoch lediglich für Trauergottesdienste für Angehörige von Kirchen der Arbeitsge-
meinschaft christlicher Kirchen - die Benutzung der Kirche zulassen. Bei der Entscheidung sollen örtliche
Cegebenheiten berücksichtigt werden. Ein Rechtsanspruch hierauf besteht nicht. Es soll ein Nutzungsent-
gelt erhoben werden, das die Cebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle nicht unterschreitet.

lll. Arten von Grabstellen

6 tz: Allgemeines

(r) eine Crabstelle ist ein örtlich festgelegterTeil des Friedhofsgrundstücks (mit dem darunter liegenden
Erdreich), an dem Nutzungsrechte nach Maßgabe dieser Friedhofsordnung verliehen werden. Eine Crab-
stelle kann mehrere Cräber umfassen. Es werden unterschieden:

a) Reihengrabstellen (! t3)

b) Reihengrabstellen für Kinder unter 6 Jahren (! t3)

c) Rasengrabstellen (! t4)

d) Wahlgrabstellen (! t5)

e) Urnenreihenstellen (! t6)

f) Urnenwahlstellen (! t6)

g) Urnenbaumstellen (! t7).

Erbbegräbnisstellen sind nicht zugelassen.

(z) Die Friedhofsgebührenordnung kann vorsehen, dass besondere Crabstellen ohne ständige Pflegever-
pflichtung eingerichtet werden, für die bei Cebrechlichkeit oder Fortzug des Nutzungsberechtigten nach

schriftlicher Anzeige an den Kirchenvorstand die Crabpflege aufgegeben werden kann. Der Kirchenvor-
stand sorgt dann für eine Raseneinsaat und das Rasenmähen.

(3) Die anonyme Bestattung entspricht nicht dem Wesen des kirchlichen Friedhofs und ist deshalb nicht zu-
gelassen.

I tr: Reihengräber

(r) neihengrabstellen sind für Erdbeisetzungen bestimmte Einzelgrabstellen, die ohne Cestattung der Aus-

wahl eines Platzes ausnahmslos der Reihe nach belegt und erst im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des

zu Bestattenden ausgegeben werden. Um eine fortlaufende Cestaltung und Neubelegung der Reihengrab-
felder zu ermöglichen, werden Rechte an Reihengrabstellen grundsätzlich nicht verlängert.

(z) Auf Reihengrabfeldern werden Rechte an Wahlgrabstellen grundsätzlich nicht verliehen. lst in diesem

Crabfeld für Reihengrabstellen bereits die neben der gerade belegten Crabstelle gelegene oder unbelegte
Stelle für den überlebenden Ehegatten vorbehalten worden, so gelten beide Stellen

- auch gebührenmäßig - von Anfang an als Wahlgrabstelle nach ! t5 dieser Satzung. Wird in einer Reihen-
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grabstelle eine Urne beigesetzt (! r8), so gilt das Cleiche. Der Differenzbetrag zwischen der CebÜhr für ein

Reihengrab und derfür ein Wahlgrab im Zeitpunkt des Erwerbs des Nutzungsrechts ist nachzuentrichten.

(3) Die Übertragung von Rechten an Crabstellen regelt $ r9 Abs. z, ihre Beendigung ! zo Abs. z und das Ab-

räumen ! 25.

{ t+: Rasenqrabstellen (Friedhofshaine)

(r) Rasengrabstellen sind solche Reihengrab- und Reihenurnenstellen, die sich auf einem besonderen Crä-

berfeld unter einer geschlossenen Rasendecke (Friedhofshain) befinden und von den Nutzungsberechtig-
ten nicht bepflanzt und nicht mit anderen Kennzeichen versehen werden dürfen. Auf besonderen Rasen-

grabstellen ist ein einheitlicher Cedenkstein (Kopfstein) anzubringen; die Vorgaben dazu erstellt die Fried-

hofsverwaltung.
Auf einem gemeinsamen von der Friedhofsverwaltung zu errichtenden Crabmal werden die Namen der auf

dem Cräberfeld beerdigten Verstorbenen vollständig mit den Lebensdaten aufgeführt. Die GebÜhren für
Herrichtung und Unterhaltung des gemeinsamen Crabmals und für die Anschaffung der Namenstafeln re-

gelt die Friedhofsgebührenordnung. ! t3 Abs. zSatzz ist nicht anzuwenden.

(z) Solange in der Friedhofsgebührenordnung keine Cebühren für Rasengrabstellen vorgesehen sind, wer-
den Rasengrabstellen auf dem Friedhof nicht angeboten.

! ts: Wahlgräber

(r) Wahlgrabstellen sind für Erdbeisetzungen bestimmte Grabstellen, an denen auf Antrag ein Nutzungs-

recht für mehrere Angehörige einer Familie verliehen wird und deren örtliche Lage festgelegt ist, und Grab-

stellen nach ! r3 Abs. z und ! r8 Abs. z. Nutzungsberechtigte können grundsätzlich nur Familienangehörige

sein.

(z) Familienangehörige im Sinne dieser Friedhofsordnung sind:

a) Ehegatte des Erstbeigesetzten,

b) Verwandte in gerader Linie,

c) angenommene Kinder und Stiefkinder,

d) Ceschwisterund Stiefgeschwister,

e) Ehegatten von unter b) bis d) Cenannten, die in der Crabstelle bereits beigesetzt worden sind,

f) Lebenspartner, die in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft nach dem Lebenspartnerschafts-
gesetz leben.

Die Beisetzung anderer Personen im Wahlgrab kann grundsätzlich nicht erfolgen und ist in besonderen Här-

tefällen nur auf Crund vorheriger schriftlicher Cenehmigung durch den Kirchenvorstand zulässig. Es besteht
kein Rechtsanspruch auf Ausnahmeregelungen.

(3) Die Übertragung des Nutzungsrechts regelt $ r9 Abs. 2, dessen Dauer ! zo und das Abräumen ! 25.

! t6: Urnenstellen

Urnenstellen werden in der Regel als Reihenstellen ausgegeben. Soweit sich aus dieser Friedhofsordnung
nichts anderes ergibt, gelten die Regelungen über Reihengrabstellen entsprechend. Werden Urnenstellen

als Wahlstellen ausgegeben, gelten die Regelungen über Wahlgrabstellen entsprechend.
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! t7: Urnenbaumstellen

(r) Urnenbaumstellen sind einem bestimmten Baum zugeordnete Urnenwahlstellen, die unter dessen Kro-
nenbereich vergeben werden. Jeweils einem Baum sind mehrere Urnenbaumstellen zugeordnet. Urnen-
baumstellen werden von der Kirchengemeinde mit einer in den Boden eingelassenen Namensplatte verse-

hen und naturnah angelegt; es besteht keine Pflegeverpflichtung der Angehörigen.

(z) Soweit in einer Urkunde über die Verleihung der Rechte an der Baumgrabstelle keine abweichende Re-

gelung getroffen worden ist, sind zwei Urnen je Urnenbaumstelle zugelassen. Die Beistellung von bis zu

zwei weiteren Urnen kann auf der Urnenbaumgrabstelle nach deren Belegung unter den Voraussetzungen
des ! r5 Abs. z und des ! r8 Abs. t auf Antrag zugelassen werden. lm Übrigen gelten die Regelungen für Ur-

nenwahlstellen.

(3) Solange in der Friedhofsgebührenordnung keine Cebühr für Urnenbaumstellen auf dem Friedhof ausge-
wiesen ist, werden diese nicht angeboten.

I t8: Beisetzung von Urnen in belegte Crabstellen

(r) Urnen werden grundsätzlich in Urnenstellen beigesetzt. ln Ausnahmefällen kann der Kirchenvorstand
die Beisetzung einer Aschenurne in einer schon belegten Wahlgrabstelle oder Urnenwahlstelle zulassen,

wenn

a) die Voraussetzungen des ! r5 Abs. z gegeben sind (Familienangehörige),

b) die Einebnung und Neubelegung des Crabfeldes innerhalb der nächsten zo Jahre (Ruhefrist) nicht
zu erwarten ist,

c) die Rechte an der belegten Crabstelle auf zo Jahre ab Urnenbeisetzung verlängert worden sind,

d) in der belegten Crabstelle nicht bereits zwei Urnen beigesetzt sind.

(z) Urnenbeisetzungen in Reihengrabstellen und Urnenreihenstellen sind grundsätzlich ausgeschlossen.
Wird bei besonderen Härtefällen eine Ausnahme durch vorherige schriftliche Erklärung des Kirchenvorstan-
des zugelassen, ist ! r3 Abs. zSatz3 (Wahlgrabstelle) zu beachten.
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lV. Rechte an Grabstellen

! tq: Erwerb und Übertragung der Nutzungsrechte

(r) nn Crab- und Urnenstellen werden keine Eigentums-, sondern lediglich Nutzungsrechte verliehen. lnha-
ber der Nutzungsrechte (Nutzungsberechtigte) können grundsätzlich nur Familienangehörige des Verstor-
benen im Sinne des ! t5 Abs. z sein. Die Nutzungsrechte werden gegen Zahlung der in der Friedhofsgebüh-
renordnung festgesetzten Gebühr in der Regel durch Aushändigung einer Bescheinigung über den Erwerb
(Reihenstelle) oder einer Verleihungsurkunde (Wahlstelle) erworben. lst eine Bescheinigung oder Urkunde
(oder Cebührenrechnung) nach Satz 3 nicht erteilt worden, gilt derjenige Familienangehörige des Verstor-
benen als Nutzungsberechtigter, der die Anmeldung der Bestattung nach ! 7 veranlasst hat. lst dieser nicht
feststellbar oder ist die Bestattung durch jemanden angemeldet worden, der nicht Familienangehöriger ist,
findet Absatz 2 entsprechend Anwendung. Der Erwerber des Rechtes an Crabstellen soll für den Fall seines

Todes der Friedhofsverwaltung einen Nachfolger nach Maßgabe des Absatzes z bestimmen und ihm das

Nutzungsrecht durch im Zeitpunkt seines Todes wirksam werdenden Vertrag übertragen.

(z) Die Übertragung eines Nutzungsrechts kann grundsätzlich nur auf Personen des in ! r5 Abs. z genannten
Personenkreises erfolgen und bedarf der vorherigen Zustimmung des Kirchenvorstandes. Anderenfalls ist
sie dem Kirchenvorstand gegenüber unwirksam. Mehrere Angehörige eines verstorbenen lnhabers oder ln-
haberin von Rechten an Grabstellen haben sich darüber zu einigen, wer von ihnen als Träger der Rechte und

Pflichten gegenüber der Kirchengemeinde gelten soll. Zeigen sie eine zur Übernahme bereite Person bin-
nen drei Monaten seit dem Tode des bisherigen lnhabers oder der bisherigen lnhaberin nicht dem Kirchen-
vorstand an, kann dieser den lnhaber oder die lnhaberin bestimmen - nach Möglichkeit in der Reihenfolge
des!t5Abs.z-undveranlassen,dassdasRechtauf ihnodersie umgeschriebenwird.Fallsdieseroderdie-
se widerspricht und nicht gleichzeitig eine zur Übernahme bereite Person bestimmt, kann der Kirchenvor-
stand die Rechte als entschädigungslos verfallen erklären oder einen Nachfolger oder eine Nachfolgerin be-

stimmen.

(3) Es besteht kein Anspruch auf Wiedererwerb von Rechten an bestimmten Grabstellen oder auf Unverän-
derlichkeit der Umgebung der Crabstelle. Die lnhaber oder lnhaberinnen von Rechten an Crabstellen sind

zur Pflege der Grabstätte verpflichtet (! za).

I zo: Dauer der Rechte an Crabstellen, Ruhefrist

(r) Die Dauer der Ruhefrist und des Nutzungsrechts beträgt einheitlich zo Jahre für alle Crabstellen. Rechte
an Crabstellen enden, soweit sie nicht verlängert worden sind, mit Ablauf der Ruhefrist bzw. des Nutzungs-
rechtes. Nach Erlöschen der Rechte an Cräbern und Ablauf der Ruhefrist kann der Kirchenvorstand nach

Maßgabe des ! z5 die Crabstelle auf Kosten der Verpflichteten einebnen und über die Crabstätten ander-
weitig vedügen.

(z) Zur vorzeitigen Beendigung von Rechten an Crabstellen bedar{ es in den Fällen des ! t9 Abs. z Satz 5,
des ! zt und des ! z4 Abs. 4 eines Kirchenvorstandsbeschlusses nach erfolglosem Hinweis gemäß 5 :+. So-

weit die Ruhefrist nach Absatz t Satz z bereits abgelaufen ist, kann die Dauer der Rechte an der Crabstelle
auch auf Antrag der oder des Berechtigten verkürzt werden; der Antrag bedaf der Schriftform und der Er-

klärung der antragstellenden Person, dass sonstige Berechtigte keine Einwendungen gegen den Antrag er-
heben. Die lnhaber oder lnhaberinnen der Rechte an der Crab- oder Urnenstelle haben bei Verkürzung der
Dauer ihrer Rechte nach Sätzen t und z keinen Anspruch auf Erstattung von Crab- oder Urnenstellengebüh-
ren.

(3) Rechte an Crabstellen können vor ihrem Ablauf gegen Leistung der in der Friedhofsgebührenordnung
vorgesehenen Cebühr verlängert werden. Ein Rechtsanspruch hierauf besteht für die Dauer der Ruhefrist
für den zuletzt Beerdigten in Wahlgrabstellen. Bei Reihengrabstellen dürfen die Ruhefristen nicht verlän-
gert werden. ln Härtefällen kann der Kirchenvorstand Ausnahmen zulassen, soweit dadurch Belange des

Friedhofs nicht beeinträchtigt werden; ein Rechtsanspruch hierauf besteht nicht.
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(+) Die Verlängerung kann außer im Fall in Absatz 5 Satz t jeweils um volle 5 Jahre erfolgen. Die Verlänge -

rungsgebühr ist im Voraus zu zahlen, sowohl für belegte als auch für unbelegte Crabstellen. Wird die Ver-
längerung zu einem Zeitpunkt nach Ablauf des Nutzungsrechts beantragt, kann dem Antrag nur vorbehalt-
lich der Zahlung der Verlängerungsgebühr rückwirkend auf den Tag des Ablaufs des Nutzungsrechts ent-
sprochen werden.

(5) Bei Wahlgräbern und bei Urnenbeisetzungen in bereits belegte Stellen muss das Nutzungsrecht für alle

Gräber der Crabstellen gebührenpflichtig verlängert werden auf die Dauer der Ruhefrist für den zuletzt Be-

erdigten, im Fall von Beisetzungen von Urnen in belegten Crabstellen auf die Dauer der Ruhefrist der Urne.
lst die Verlängerung nicht vor der weiteren Belegung der Crabstelle erfolgt, so fordert der Kirchenvorstand
unter Hinweis auf die sonst eintretenden Folgen den Nutzungsberechtigten oder die Nutzungsberechtigte
auf, die Verlängerung des Nutzungsrechts zu beantragen. Wird ein solcher Antrag nicht gestellt, kann der
Kirchenvorstand nach Hinweis gemäß ! 34 die abgelaufene Crabstelle gemäß ! z5 einebnen sowie etwa vor-
handene Crabdenkmale niederlegen und im Rahmen der Frist des ! z5 Abs. 3 entfernen.

(6) Wird im allgemeinen lnteresse die Entwidmung des Friedhofs oder eines Friedhofsteiles erforderlich
oder werden einzelne Crabflächen für allgemeine Anlagen (Kapelle, Wege) benötigt, enden die Nutzungs-
rechte an den betroffenen Grabstellen mit der Entwidmung bzw. mit Rechtskraft des Bescheides des Kir-

chenvorstandes. Die Berechtigten haben Anspruch auf Zuweisung einer Ersatzgrabstelle, hilfsweise auf Er-

stattung des unverbrauchten Teiles der gezahlten Crabgebühren. Erforderliche Umbettungen werden auf
Kosten der Friedhofskasse durchgeführt, die auch die Kosten der Herrichtung der neuen Crabstelle trägt.
Erreichbare Angehörige des Umzubettenden oder der Umzubettenden sind vorher zu benachrichtigen.

(7) lm Fall des Absatzes z erfolgt keine Erstattung bereits gezahlter Verlängerungsgebühren und sonstiger
Friedhofsgebüh ren.

! zt: Umbettung

(r) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden.

(z) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen gesetzlichen Vorschriften,
der vorherigen Zustimmung der unteren Cesundheitsbehörde.

(3) Für im allgemeinen lnteresse erforderliche Umbettungen ist ! 20 Abs. 6 maßgeblich.

V. Größe und Gestaltung der Grabstellen, Grabmale
und sonstiger baulicher Anlagen

! zz: Cestaltungsvorschriften

(r) Auf dem Friedhof werden Grabfelder mit allgemeinen Cestaltungsvorschriften eingerichtet. Es gelten die

Vorschriften der !! z3 - z7 und 29.

(z) Der Kirchenvorstand kann daneben Grabfelder mit zusätzlichen Cestaltungsvorschriften einrichten. Hier-

für gelten ergänzend die Regelungen des ! 28.

(3) lst kein Crabfeld mit zusätzlichen Cestaltungsvorschriften eingerichtet, gelten die allgemeinen Cestal-

tungsvorschriften.

(a) Wird im Fall des Absatzes z mit dem Antrag auf Zuweisung einer Crabstelle nicht der Wunsch nach einer
Grabstelle auf dem Crabfeld mit allgemeinen Cestaltungsvorschriften geäußert, wird eine Crabstelle auf ei-

nem Crabfeld mit zusätzlichen Cestaltungsvorschriften zugewiesen.
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I z3: Maße und Abstände der Cräber

(t) Die Cräber haben, soweit die örtlichen Verhältnisse nicht Abweichungen erfordern, folgende Maße

a) Reihengräber für Personen über 6 Jahre - Länge zlo m, Breite o,9o m,

b) Reihengräber für Kinder bis zu 6 Jahren - Länge 1,3o m, Breite o,6o m,

Wahlgräber - Länge 2,5o m, Breite t,to m; Wahlgräber zwischen Reihengräbern haben die unter a)
bezeichnete Cröße,

Urnengräber - Länge und Breite o,9o m.

Die Crabanlagen dürfen diese Maße nicht überschreiten. Sie sollen eben und ohne Crabhügel gestaltet wer-
den.

(z) Die Tiefe eines Erdgrabes beträgt mindestens 1,5o m, bei einem Tiefenbegräbnis 3,oo m. Der Sarg muss
von einer mindestens o,9o m dicken Erdschicht bedeckt sein (bis zur Höhe des gewachsenen Bodens ge-
rechnet). Bei Beerdigungen in Metallsärgen kann der Kirchenvorstand verlangen, dass ein Tiefenbegräbnis
erfolgt. Die Beisetzung von Aschenurnen erfolgt in einer Tiefe von mindestens 0,60 m.

(3) Der Abstand der in einer Reihe liegenden Cräber voneinander beträgt o,4o m. Der Abstand von Crabrei-
he zu Crabreihe beträgt 0,60 m.

(4) Der vom Kirchenvorstand zu beschließende Belegungsplan kann nähere Regelungen treffen.

I z4: Pfleqe und gärtnerische Cestaltung der Crabstellen

(t) Die lnhaber oder die lnhaberinnen der Rechte an Crab- und Urnenstellen sind zur Pflege und Unterhal-
tung der Stellen verpflichtet. Außer Rasenstellen haben sie alle Crabstellen - auch noch nicht belegte - spä-
testens sechs Monate nach der Beisetzung oder dem Erwerb des Rechtes an der Stelle in einer des Fried-
hofs würdigen Weise herzurichten, gärtnerisch zu gestalten und bis zum Ablauf des Rechts an der Grabstel-
le zu pflegen und zu unterhalten. Bäume und Sträucher dürfen nicht gepflanzt, vorhandene nicht vom
Friedhof entfernt werden. Der Abstand zwischen den Gräbern und Crabreihen ist je zur Hälfte von den zur
Crabpflege Verpflichteten in Ordnung zu halten.

(z) nbdeckungen von Crabstellen mit Kies, Steinplatten oder anderen toten Materialien vermitteln eher
Trostlosigkeit. lhnen sind Bepflanzungen vorzuziehen. Die Vereinbarung von Dauergrabpflegen oder die
Wahl wenig pflegebedürftiger Bepflanzungen (2. B. Efeu) ist sinnvoller und erfordert oft weniger Aufwand
als die Pflege von Steinplatten oder Bekiesungen.

(3) Als Bepflanzungen sind niedrig wachsende Pflanzen und Cehölze zu verwenden, die benachbarte Crä-
ber nicht stören. Heckenartige Einfassungen sind nur für mehrstellige Wahlgräber zugelassen, solange sie

durch ihren Wuchs oder Schnitt unter einer Höhe von o,7o m gehalten werden. Der Kirchenvorstand kann
den Schnitt oder die Entfernung störender Cewächse auf Kosten der Berechtigten veranlassen.

(4) Unterlässt der oder die Berechtigte mindestens ein Jahr lang die ordnungsgemäße Pflege, fordert der
Kirchenvorstand ihn oder sie unter Fristsetzung (mindestens drei Monate) zur ordnungsgemäßen Crabpfle-
ge unter Androhung der Einebnung auf. lst der oder die Berechtigte namentlich nicht bekannt, erfolgt ein
Hinweis nach ! 34. Nach Ablauf der Frist kann der Kirchenvorstand die Crabstelle einebnen lassen und das
Crabmal niederlegen.

(5) Verwelkte Blumen und Kränze sowie zum Abdecken benutztes abgängiges Crün sind von den Grabstel-
len zu entfernen und auf die Abfallsammelstelle zu bringen.

c)

d)
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(6) Unwürdige Cefäße wie Blechdosen, Einkochgläser, Flaschen oder bunte Vasen sollen nicht, Arbeitsgerä-
te und andere Cegenstände nicht sichtbar, aufgestellt werden.

5 zs: Ablauf der Nutzungsrechte, Abräumen und Einebnen der Crabstellen

(r) Der Kirchenvorstand ist nicht verpflichtet, lnhaber oder lnhaberinnen von Rechten an Crabstellen auf
den bevorstehenden oder bereits erfolgten Ablauf der Rechte hinzuweisen. Vor beabsichtigten Abräumun-
gen von Cräbern sollen namentlich bekannte Angehörige angehört werden.

(z) Unbeschadet des Absatzes r ist der Kirchenvorstand gehalten, die lnhaber oder lnhaberinnen der Rech-

te an den Crabstellen durch allgemeinen Aushang im Schaukasten oder allgemeine Nachricht in der örtli-
chen Tageszeitung oder Steckschild auf der Crabstelle davon in Kenntnis zu setzen, dass sie innerhalb einer

Frist von drei Monaten Celegenheit haben, den Fortbestand von Eigentumsansprüchen an den baulichen

Anlagen (Crabmale und -einfassungen) und der Bepflanzungen geltend zu machen und sich diese von der
Friedhofsverwaltung aushändigen zu lassen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Friedhofsverwaltung nicht ver-
pflichtet, Grabmale, -einfassungen und -bepflanzungen aufzubewahren, wenn kein Berechtigter oder keine

Berechtigte Ansprüche geltend gemacht hat. Die Friedhofsverwaltung kann die Crabmale, -einfassungen

und -bepflanzungen dann entfernen.

(3) lst das Verfahren nach Absatz z nicht beachtet worden und sind die Anschriften der Nutzungsberechtig-
ten nicht bekannt, kann die Friedhofsverwaltung auch ohne vorherigen Hinweis bauliche Anlagen und die

Bepflanzung entfernen, wenn seit Ablauf der Nutzungsrechte mindestens ein Jahr vergangen ist. Das Clei-

che gilt für Grabmale, die mindestens ein Jahr lang niedergelegt worden waren, und für liegende Crabmale,
wenn die Crabstelle ein Jahr lang eingeebnet war.

(4) Werden bei Einebnungen oder sonstigen Arbeiten Aschenurnen aufgefunden oder treten menschliche
Cebeine zutage, so sind diese auf Veranlassung des Kirchenvorstandes in würdiger Form anderweitig beizu-
setzen.

(5) Denkmalwürdige Crabmale sollen nach Möglichkeit erhalten und an geeigneter Stelle auf dem Friedhof
oder auf einem anderen Crundstück aufgestellt werden, soweit die Friedhofsplanung und
-belegung dadurch nicht beeinträchtigt wird.

I z6: Errichtung von Crabmalen und sonstigen baulichen Anlagen

(r) Die Crabmale und baulichen Anlagen in Crabfeldern mit allgemeinen Cestaltungsvorschriften unterlie-
gen unbeschadet der Bestimmungen des ! t9 in ihrer Cestaltung, Bearbeitung und Anpassung an die Umge-
bung keinen zusätzlichen Anforderungen. Die Mindeststärke der Crabmale beträgt ab o,4o m bis t,to m
Höhe o,r4 m, von r,ro m bis 1,5o m Höhe o,r6 m und ab t,5o m Höhe o,18 m. Die Friedhofsordnung kann wei-
tergehende Anforderungen verlangen, wenn dies aus Cründen der Standsicherheit erforderlich ist.

(z) Die Errichtung von Crabmalen und sonstigen baulichen Anlagen oder deren Anderung ist nur mit vorhe-
riger Cenehmigung durch den Kirchenvorstand unter Beachtung des ! 6 zulässig. Einfassungen von Crab-
stellen aus Stein oder anderen Werkstoffen sollen unterbleiben, soweit sie auf dem Crabfeld nicht üblich

sind.

(3) Die Cenehmigung erfolgt auf einen an den Kirchenvorstand zu richtenden Antrag. Dem Antrag ist eine

Zeichnung im Maßstab r:ro beizufügen. Aus der Zeichnung müssen alle Einzelheiten ersichtlich sein. Auch

die lnschriften und Symbole auf den Denkmälern bedürfen einer solchen Cenehmigung. Die Cenehmigung
wird schriftlich erteilt und muss bei Ausführung der Arbeiten vorgewiesen werden können. Sie kann Aufla-
gen enthalten.

(a) Ohne Cenehmigung oder ohne Einhaltung der Auflagen des Kirchenvorstandes erstellte bauliche Anla-
gen sind vom Verpflichteten zu entfernen. Ceschieht dies nicht, so werden die beanstandeten Anlagen nach

erfolglosem Hinweis auf Kosten der Verpflichteten vom Kirchenvorstand entfernt. Vom Kirchenvorstand
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Vl. Schlussbestimmungen

I ro: Friedhofsgebühren

(r) Die Friedhofsgebühren bestimmen sich nach der jeweiligen Friedhofsgebührenordnung, die der Geneh-

migung des Landeskirchenamtes bedarf. ! 35 gilt für die Friedhofsgebührenordnung entsprechend.

(z) Die Cebühren fließen in die Friedhofskasse, aus deren Mitteln die Unterhaltung des Friedhofs bestritten
wird. Die Verpflichtung der politischen Cemeinde zum Tragen der hierdurch nicht gedeckten Kosten - ins-

besondere für die Unterhaltung der Zugangswege und Einfriedigungen - gemäß ! 4 des Braunschw. Ceset-
zes über das Friedhofs- und Bestattungswesen (vgl. ! 3z Abs. :) bleibt hiervon unberührt.

(3) zur Zahlung der Cebühren sind der Antragsteller oder die Antragstellerin und derjenige oder diejenige
verpflichtet, in dessen oder deren Auftrag oder lnteresse die lnanspruchnahme der Leistung erfolgt. Meh-
rere Cebührenschuldner oder Cebührenschuldnerinnen haften als Cesamtschuldner. Rückständige Fried-

hofsgebühren unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren durch den zuständigen Land-

kreis bzw. durch die politische Cemeinde oder durch eine sonstige von der zuständigen Landesbehörde be-
stimmte Stelle.

! rt: Rechtsbehelf, Haftung der Kirchengemeinde

(t) Cegen Entscheidungen des Kirchenvorstandes aus dem in dieser Ordnung geregelten Aufgabenbereich
kann nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen über Rechtsmittel Widerspruch eingelegt werden,
soweit in dieser Friedhofsordnung oder der auf Crund des ! 3o Abs. t erlassenen Friedhofsgebührenord-
nung nichts anderes festgelegt worden ist. Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats beim Kirchenvor-
stand oder beim Landeskirchenamt in Wolfenbüttel schriftlich oder zu Protokoll einzulegen. Die Frist be-
ginnt mit dem Tage, an dem die angefochtene Entscheidung dem Beschwerten schriftlich zugegangen ist.
Über den Widerspruch entscheidet das Landeskirchenamt.

(z) Durch die Einlegung des Widerspruchs werden Zahlungspflichten nicht aufgeschoben.

(3) Oie Kirchengemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht der Friedhofsordnung gemäße Benut-
zung des Friedhofs, seiner Anlagen oder Einrichtungen, durch Dritte, Naturereignisse oder durch Tiere ent-
stehen. tm Übrigen haftet sie nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. lhr obliegen keine besonderen Ob-

huts- und Überwachungspflichten.

Q az: Alte Rechte, Kriegsgräber

(r) t,tutzungsrechte, die auf Crund früherer Friedhofsordnungen oder sonstiger alter Rechte überlassen
worden waren und die in ! zo Abs. t bestimmte oder nach Verlängerung festgesetzte Nutzungsdauer über-
schreiten, werden - soweit sie nicht bereits durch eine frühere Friedhofsordnung aufgehoben worden sind

- mit Ablauf von zehn Jahren ab ln-Kraft-Treten dieser Friedhofsordnung aufgehoben und den Bestimmun-
gen über Wahlgräber unterworfen, sofern bis dahin keine Verlängerung gemäß ! zo Abs. 3 bis 5 genehmigt
wird.

(z) Auf die besonderen gesetzlichen Bestimmungen für Kriegsgräber (dauerndes Ruherecht) wird hingewie-
sen.

(3) Unberührt bleiben die Rechte und Pflichten der Cemeinde und der Kirchengemeinde gemäß ! 4 des

Braunschw. Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen vom 23. 11.1927 (Braunschw. Cesetz- und
Verordnungssammlung r 927, Seite 4o5).
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I ql: Schließung, Entwidmung

(r) Der Kirchenvorstand kann die Schließung des Friedhofs oder von Teilen des Friedhofs beschließen, wenn

hierfür besondere Cründe vorliegen. Auf geschlossenen Friedhöfen oder Friedhofsteilen dürfen nur solche

Verstorbenen beerdigt werden, die dort ein Anrecht auf Beisetzung in einem Wahlgrab besitzen.

(z) Nach Ablauf sämtlicher Ruhefristen entscheidet der Kirchenvorstand über die Entwidmung des Fried-

hofs, die der aufsichtlichen Cenehmigung durch das Landeskirchenamt bedar-f (! 5z Abs. 1 Nr. 7 Kirchenge-

meindeordnung). Vor einer Entwidmung hat der Kirchenvorstand die Beseitigung der Crabmale und die Ei-

nebnung der Grabstellen zu veranlassen.

I r4: Benachrichtigungen an lnhaber oder lnhaberinnen von Rechten an Grabstellen

(r) Soweit eine Benachrichtigung auf schriftlichem Wege nicht bewirkt werden kann, erfolgt ein Hinweis an

die Nutzungsberechtigten und sonstigen lnhaber oder lnhaberinnen von Rechten wegen Mängel (z' B.

mangelnde Standsicherheit von Crabmalen, unterlassene Pflege, Nichtvorhandensein von Nutzungsberech-

tigten) insbesondere nach ! r9 Abs. z Satz 5, des ! zo Abs. 5, des ! zt, des

! z4 Abs. 4 und des ! z9 durch Anbringen eines Steckschildes oder Aufklebers auf dem Crabmal "Bitte bei

der Friedhofsverwaltung melden<. Bei drohender Einebnung des Crabes oder Niederlegung des Crabmals

kann auf dem Aufkleber oder Steckschild hinzugefügt werden >Einebnung droht". Das Datum der Anbrin-
gung des Aufklebers oder Steckschildes sowie das Datum seiner Entfernung ist schriftlich festzuhalten. Min-

destens einmal im Monat ist zu überprüfen, ob das Schild oder der Aufkleber noch vorhanden ist.

(z) Ein Hinweis gemäß Absatz r gilt als dem lnhaber oder der lnhaberin der Rechte an der Crabstelle zuge-

gangen, wenn das Steckschild oder der Aufkleber mindestens drei Monate lang auf der Crabstelle ange-

bracht war. Nach erfolglosem Verstreichen dieser Frist sollen Maßnahmen auf Grund des Hinweises nicht
vor Ablauf eines weiteren Monats durchgeführt werden.

I rs: ln-Kraft-Treten, Anderungen. öffentliche Bekanntmachunq

(r) Diese Friedhofsordnung und alle Anderungen treten jeweils am Tage ihrer öffentlichen Bekanntmachung

in Kraft. Als Tag der öffentlichen Bekanntmachung gilt der Ablauf als Monatsfrist gemäß Absatz z a); ist die

Bekanntmachung in einem der Verkündungsblätter nach Absatz z b) bis dahin noch nicht erfolgt, so gilt das

Ausgabedatum dieses Verkündungsblattes. Mit ln-Kraft-Treten der Friedhofsordnung treten alle früheren
Bestimmungen über die Ordnung auf dem Friedhof außer Kraft.

(z) Die öffentliche Bekanntmachung nach Absatz t erfolgt unter Hinweis auf die aufsichtliche Cenehmigung

des Landeskirchenamtes und Angabe des Ortes, wo die neue Friedhofsordnung eingesehen werden kann,

durch

a) mindestens einen Monat dauernden Aushang eines Hinweises auf den Erlass dieser Friedhofsord-

nung und die Möglichkeit ihrer Einsichtnahme im Ev.-luth. Pfarramt der Cemeinde Cevensleben im

Ortsteil Watenstedt, Schulstraße z, im Schaukasten der betroffenen Kirchengemeinden sowie An-

kündigung im Cottesdienst und

b) Veröffentlichung eines Hinweises auf die neue Friedhofsordnung entweder im Amtsblatt der
zuständigen Landesbehörde oder im amtlichen Verkündungsblatt.

(3) Darüber hinaus kann ein Hinweis auf die neue Friedhofsordnung und den Ort, wo sie eingesehen werden

kann, erfolgen u. a.

in der Braunschweiger Zeitung,
im Cemeindebrief der Kirchengemeinde und

im kirchlichen Schaukasten des jeweiligen Ortes.

a

a

a
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Vorstehende Friedhofsordnung hat der Somtgemeinde ueesebe-g in 34Sr Jerxheim gemä$ $ 4 des Braun-
schw. Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattutl4swesen vom 23. 11. 1927 zwecks Anhörung vorg,eleg,en.

l!*on",7i,,Ht..ffi. iir2t .:..:' "''(t- "vd' c{c'et- tit' i2 a-fLzt 5 "'/t 
r'ti ic"t""t &

(Siegel)

Samtgemeindebü rgermeister

Vorstehende Friedhofsordnung hat der Samtgem"incu ä.S#H*at in 38r7o Schöppenstedt gemäß $ +

(+) Oie jeweils geltende Fassung der Friedhofsordnung liegt dauernd zur Einsichtnahme im Pfarramt in
Watenstedt, Schulstraße 2, aus. tm Übrigen erfolgen allgemeine Hinweise, Ankündigungen und
alle sonstigen Bekanntmachungen bei Bedarf in den Schaukästen der Kirchengemeinde.

A,'';sr
watenstedt, den ?3, *+al zora

Evangel isch-lutherische Kirchengemeinde
St. Stephan am Großen Bruch

- Der Kirchenvorstand -

(Siegel)

des Braunschw. Cesetzes über das Friedhofs- und ngswesens vom 23.11. r9z7 zwecks Anhörung
vorgelegen.

0 3. Sep. ?018

ebürgermeister/in

Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemä$ $ 53 Abs. z der Kirchengemeindeordnung aufsichtlich
genehmigt.

Wolfenbüttel, den 2 0. Der" Afllü

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig
La

6-*rb&ä
',-:---- ts!.s{ü ,.' t:-'
ej ::- i;/ l/- 'r'-

a ..11;--- ;i\a-,/ il '' .+)
\1/r.. ll \.t*:,,/
y{ürnüusN,y
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ABl.-Nr. 11 vom 13.03.2019

gez. Männich gez. Jabs

gez. Hartmann

gez. Bollmeier

gez. Howorka
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